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§ 14
Verspätet angemeldete Forderungen

. (1) Der Verwalter hat nach Ablauf der Anmeldefrist einge­
hende Forderungsanmeldungen noch anzuerkennen und in 
das Vermögensverzeichnis aufzunehmen, wenn'die Verspä­
tung unverschuldet war und das Gericht zustimmt. Nach 
Bestätigung des Verteilungsvorschlags gemäß § 18 Abs. 1 ist 
eine Anerkennung verspätet angemeldeter Forderungen nicht 
mehr zulässig.

(2) Unterlagen über verspätet angemeldete und nicht an­
erkannte Forderungen sind mit dem Hinweis zurückzugeben, 
daß die Forderung nach Beendigung der Gesamtvollstreckung 
nach Maßgabe des § 18 Abs. 2 Satz 3 gegen den Schuldner 
geltend gemacht werden kann.

§ 15
Gläubigerversammlung und Gläubigerausschuß

(1) Die Gläubigerversammlung wird durch das Gericht ein­
berufen. Sie muß einberufen werden, wenn das vom Ver­
walter, vom Gläubigerausschuß oder von Gläubigern bean­
tragt wird, die mindestens ein Fünftel der angemeldeten 
Forderungsbeträge vertreten.

(2) Die Gläubigerversammlung kann aus dem Kreis der 
Gläubiger einen Gläubigerausschuß wählen. Zu Mitgliedern 
können auch sachkundige andere Personen gewählt werden. 
Bis zur Wahl kann das Gericht, soweit erforderlich, einen 
vorläufigen Gläubigerausschuß bestellen.

(3) In der ersten Gläubigerversammlung, die auf die Bestel­
lung des Verwalters folgt, kann ein anderer Verwalter 
gewählt werden, welcher der Bestellung durch das Gericht 
bedarf. Das Gericht kann die Bestellung des gewählten Ver­
walters versagen, wenn er nicht geeignet erscheint.

(4) Die Gläubigerversammlung findet unter Leitung des 
Gerichts statt. Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Gläubiger gefaßt, diese müssen jedoch mehr als 
die Hälfte der Summe der Forderungsbeträge auf sich ver­
einigen.

(5) Die Gläubigerversammlung beschließt über die Fortfüh­
rung oder Schließung des Unternehmens des Schuldners und 
berät über den Abschluß eines Zwangsvergleichs. Sie kann 
festlegen, in welchem Umfang ihr oder dem Gläubigeraus­
schuß durch den Verwalter Bericht zu erstatten bzw. Rech­
nung zu legen ist.

(6) Der Gläubigerausschuß hat den Verwalter bei seiner 
Geschäftsführung zu unterstützen und zu überwachen. Er ist 
berechtigt, vom Verwalter Berichterstattungen zu verlangen 
und Rechnungslegung zu fordern. Er kann dazu unmittelbare 
Kontrollen vornehmen. Bedeutsame Rechtsgeschäfte des Ver­
walters, wie Kreditaufnahmen, Übernahme von Verbindlich­
keiten, Erwerb und Veräußerung von Grundstücken und 
andere. Rechtshandlungen, die erhebliche Auswirkungen auf 
den Bestand des verwalteten Vermögens haben, bedürfen der 
Zustimmung des Gläubigerausschusses, soweit ein solcher 
bestellt ist. Beschlüsse des Gläubigerausschusses erfolgen mit 
einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder.

§ 16 
Vergleich

(1) Das Verfahren der Gesamtvollstreckung kann auf 
Antrag des Schuldners aufgrund eines Vergleichs beendet 
werden.

(2) Der Vergleich ist zwischen dem Schuldner und den nicht 
bevorrechtigten Gläubigern nach Abhaltung des allgemeinen 
Prüfungstermins und vor Genehmigung der Schlußverteilung 
abzuschließen.

(3) Der Vergleichs Vorschlag muß angeben, in welcher Weise 
die Befriedigung der Gläubiger erfolgen sowie ob und in 
welcher Art eine Sicherstellung derselben bewirkt werden 
soll. Die vorab zu befriedigenden und die bevorrechtigten 
Gläubiger müssen dabei voll befriedigt werden; allen anderen 
Gläubigern sind gleiche Rechte zu gewähren.

(4) Zur Abstimmung über den Vergleichsvorschlag ist eine 
Gläubigerversammlung (Vergleichstermin) durchzuführen. 
Prüfungstermin und Vergleichstermin können verbunden 
werden. Die Annahme des VergLeichsvorschlags erfordert 
einfache Stimmenmehrheit der anwesenden Gläubiger und 
eine dreiviertel Mehrheit der Forderungsbeträge. Stimmbe­
rechtigt sind nur die nicht bevorrechtigten Gläubiger.

(5) Der Vergleich bedarf der Bestätigung durch Beschluß 
des Gerichts. Dieser wirkt auch für und gegen die Gläubiger, 
die sich nicht am Verfahren beteiligt haben. Die Bestätigung 
kann versagt werden, wenn der Vergleich aüf unlautere Weise 
zustande gekommen ist oder einen Teil der Gläubiger unange­
messen benachteiligt.

(6) Aus dem rechtskräftigen Vergleich findet die Vollstrek- 
kung statt. Hierzu sind den Gläubigern vollstreckbare aus­
zugsweise Ausfertigungen des Vergleichs zu erteilen.

§17
Verwertung des Vermögens und Erfüllung der Forderungen

(1) Der Verwalter hat das gepfändete Vermögen des 
Schuldners zu verwerten und den Erlös der Verteilung zuzu­
führen.

(2) Nach Abschluß der Verwertung hat der Verwalter auf 
der Grundlage der in den Verzeichnissen aufgeführten aner­
kannten und angemeldeten Forderungen einen Vorschlag über 
die Reihenfolge ihrer Erfüllung aufzustellen.

(3) Die Erfüllung hat nach folgender Rangordnung und 
innerhalb eines Ranges im gleichen Verhältnis zu erfolgen:

1. Lohn- oder Gehaltsforderungen für die Zeit bis zu 
12 Monaten vor der Eröffnung der Gesamtvollstreckung, 
soweit diese nicht gemäß § 13 vorab zu begleichen sind;

2. Forderungen aus einem vom Verwalter vereinbarten 
Sozialplan, soweit die Summe der Sozialplanforderungen 
nicht größer ist als der Gesamtbetrag von 3 Monatsver­
diensten der von einer Entlassung betroffenen Werktäti­
gen und ein Drittel des zu verteilenden Erlöses nicht 
übersteigt. Entsprechendes gilt für außerhalb eines So­
zialplans zu gewährende Leistungen;

3. Forderungen auf Zahlung von Unterhalt oder Familien­
aufwand für einen nicht länger als 12 Monate vor der Er­
öffnung der Gesamtvollstreckung zurückliegenden Zeit­
raum;

4. Steuern und Abgaben, die im letzten Jahr vor der Eröff­
nung der Gesamtvollstreckung fällig geworden sind, sowie 
Umlagen auf die Erzeugung von Kohle und Stahl und 
ähnliche Forderungen internationaler Organisationen;

5. alle übrigen Forderungen.

§18
Verteilung

(1) Der Verteilungsvorschlag ist mit den Gläubigern und 
dem Verwalter in einem Schlußtermin zu erörtern. Im Ergeb­
nis des Schlußtermins ist der Verteilungsvorschlag zu ändern 
oder zu ergänzen und danach zu bestätigen.

(2) Nach Bestätigung des Verteilungsvorschlages durch das 
Gericht hat der Verwalter die Verteilung vorzunehmen und 
den Gläubigern, deren Forderungen ganz oder teilweise nicht 
erfüllt wurden, unter Rücksendung eingereichter Unterlagen 
mitzuteilen, daß die nichterfüllte Forderung gegen den 
Schuldner im Wege der Vollstreckung geltend gemacht 
werden kann. Den Gläubigem sind vollstreckbare auszugs­
weise Ausfertigungen aus dem bestätigten Verzeichnis der 
Forderungen zu erteilen. Eine Vollstreckung findet nur statt, 
soweit der Schuldner über ein angemessenes Einkommen hin­
aus zu neuem Vermögen gelangt; dies gilt nicht, wenn der 
Schuldner vor oder während des Verfahrens vorsätzlich oder 
grob fahrlässig zum Nachteil seiner Gläubiger gehandelt hat.

(3) Nicht verwertbare Sachen können Gläubigern zum 
Schätzwert unter Anrechnung auf anerkannte Forderungen 
überlassen werden. Anderenfalls sind sie dem Schuldner 
herauszugeben.


